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Anwendung von BVT-Schlussfolgerungen 

  

Die europäische Richtlinie über Industrieemissionen (Richtlinie 2010/75/EU, IE-RL) regelt 

die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltverschmutzung infolge industriel-

ler Tätigkeit. Danach haben die Mitgliedstaaten insbesondere auch die erforderlichen Maß-

nahmen zu treffen, dass die von der Richtlinie erfassten Industrieanlagen nach dem Grund-

satz der besten verfügbaren Techniken (Im Folgenden: BVT) betrieben werden. Durchihre 

Umsetzung in bundesdeutsches Recht werden u.a. für Anlagen, die gemäß § 4 BImSchG 

i.V. mit § 3 der 4. BImSchV genehmigungsbedürftig sind und die im Anhang 1 der 4. BIm-

SchV mit einem „E“ gekennzeichnet sind, besondere Anforderungen festgelegt. Dabei die-

nen die BVT-Schlussfolgerungen bspw. als Referenzdokument für die Festlegung von Ge-

nehmigungsauflagen. 

Was als BVT gilt, ist in BVT-Referenzdokumenten (BREF oder BVT-Merkblättern) festgelegt. 

Die Erstellung und Fortschreibung der BVT-Merkblätter erfolgt weitgehend branchenbezo-

genen in einem Prozess des Informationsaustauschs zwischen Mitgliedstaaten, Industrie 

und Umweltverbänden, dem sogenannten „Sevilla-Prozess“. 

Die BVT-Merkblätter bzw. das Kapitel „BVT-Schlussfolgerungen“ der BVT-Merkblätter haben 

mit der IE-RL und ihrer nationalen Umsetzung eine höhere Verbindlichkeit als früher erhal-

ten. Gleichwohl ist nicht etwa von einer verbindlichen und automatischen Umsetzung der 

BVT-Schlussfolgerungen und der Emissionswerte auszugehen, weil die Mitgliedstaaten über 

einen „Ermessensspielraum“ verfügen (EuG, Beschluss v.13.12.2018 – Rs.: T-739/17, 

Rn.113). Der Kernpunkt in diesem Zusammenhang ist die Einführung einer Überprüfungs-



 - 2 - 

verpflichtung, bei der die zuständige Behörde innerhalb von vier Jahren nach der Veröffent-

lichung von Entscheidungen über die BVT-Schlussfolgerungen sicherzustellen hat, dass 

„alle genehmigungsauflagen für die betreffende Anlage überprüft und erforderlichenfalls auf 

den neuesten Stand gebracht werden, um die Einhaltung der IE-RL und gegebenenfalls ins-

besondere des Artikels 15 Absätze 3 und 4 zu gewährleisten“, und dass die betreffende 

Anlage diese Genehmigungsauflage einhält (EuG, Beschluss v.13.12.2018- Rs.: T-739/17, 

Rn.110). 

In Deutschland ist dazu ein Umsetzungsprozess vorgesehen, der innerhalb des von der IE-

RL vorgegebenen Umsetzungszeitraums dem Verordnungsgeber eine maximal einjährige 

Frist zur Anpassung der betroffenen Rechtsvorschriften vorgab, so dass im Anschluss drei 

Jahre für die vollzugspraktische Umsetzung des neuen Standes der Technik verblieb. 

Für die Intensivtierhaltung wurde vom Verordnungs-und Gesetzgeber die Jahresfrist zur 

Überprüfung nicht eingehalten. Ob ggf. erforderliche Anpassungen nach der 4-Jahres-Frist 

gemäß § 7 Abs. 1a Nr.2 BImSchG eingehalten werden, ist derzeit unklar.  

Die BVT-Schlussfolgerungen in Bezug auf die Intensivtierhaltung oder -aufzucht von Geflü-

gel oder Schweinen (bekannt gegeben unter Aktenzeichen C(2017) 688) wurde am 

21.02.2017 im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.  

Es ist grundsätzlich beabsichtigt, diese Schlussfolgerung im Rahmen der neuen TA Luft 

umzusetzen. 

Mit Schreiben vom 21.10.2019 hat das BMU nun - konkret bezogen auf die BVT-Schluss-

folgerung zur Holzwerkstofferzeugung - dargelegt, dass nach Ablauf von vier Jahren nach 

der Veröffentlichung von Entscheidungen über BVT- Schlussfolgerungen die darin enthal-

tenen BVT-assoziierten Emissionswerte (BAT-AEL) in Deutschland von den Vollzugsbe-

hörden unmittelbar durchzusetzen sind.  

Aufgrund der richtlinienkonformen Umsetzung des Artikels 21 Abs. 3 der IE-RL und des § 

52 BImSchG soll daher wie folgt vorgegangen werden: 

1. Nach der Veröffentlichung von entsprechenden BVT-Schlussfolgerungensoll inner-

halb eines Jahres der Betreiber einer in den Anwendungsbereich der jeweiligen 

BVT-Schlussfolgerungen fallenden Anlage über die veröffentlichte Schlussfolgerun-

gen und über die ggf. bestehende Umsetzung in nationales Recht informiert werden. 

 

2. Nach Ablauf eines Jahres nach der Veröffentlichung von BVT-Schlussfolgerungen 

ist für in den Anwendungsbereich der BVT-Schlussfolgerungen fallende bestehende 
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Anlagen – unabhängig davon, ob eine Umsetzung der BVT-Schlussfolgerung in na-

tionales Recht erfolgt ist oder nicht - eine Überprüfung und erforderlichenfalls eine 

Aktualisierung der Genehmigung vorzunehmen. Das Vorgehen ist mit dem Betreiber 

einer in den Anwendungsbereich von BVT-Schlussfolgerungen fallenden Anlage ab-

zustimmen. Es ist zu klären, welche Maßnahmen u.U. notwendig und ggf. welche 

verwaltungsrechtlichen Verfahren damit erforderlich werden könnten. Es ist sicher-

zustellen, dass die betreffende Anlage die Genehmigungsanforderungen nach §§ 6 

Absatz 1 Nr. 1 i.V. mit 5 Abs. 1 BImSchG und den Nebenbestimmungen nach §§ 12 

Abs. 1 a, b bzw. §§17 Abs. 1 a, b BImSchG spätestens nach Ablauf von vier Jahren 

nach Veröffentlichung der BVT-Schlussfolgerungen einhält. Ist noch keine nationale 

Umsetzung der BVT-Schlussfolgerungen erfolgt, ist bei der Festlegung von Emissi-

onsbegrenzungen sicherzustellen, dass die Emissionen unter normalen Betriebsbe-

dingungen die in der BVT-Schlussfolgerungen genannten Emissionsbandbreiten 

nicht überschreiten. 

 

3. Nach Veröffentlichung von BVT-Schlussfolgerungen sind in Genehmigungsverfah-

ren für die jeweiligen in den Anwendungsbereich der BVT-Schlussfolgerungen fal-

lenden Anlagen, die sich aus diesen Anforderungen ergebenen Bestimmungen zu 

berücksichtigen. Sobald hingegen eine nationale Umsetzung der BVT-Schlussfolge-

rungen erfolgt, sind dann jene Bestimmungen anzuwenden. Sollte noch keine natio-

nale Umsetzung der BVT-Schlussfolgerungen erfolgt sein, st bei der Festlegung von 

Emissionsbegrenzungen in der Genehmigung sicherzustellen, dass die Emissionen 

unter normalen Betriebsbedingungen die in den BVT-Schlussfolgerungen genann-

ten Emissionsbandbreiten nicht überschreiten.  

 

4. Gemäß § 12 Abs. 1b BImSchG und § 17 Abs. 2b BImSchG im Zusammenhang mit 

§ 52 Abs. 1 Satz 8 BImSchG können weniger strenge Emissionsbegrenzungen 

durch die zuständige Behörde festgelegt werden; gemäß § 52 Abs. 1 Satz 7 BIm-

SchG im Zusammenhang mit § 17 BImSchG kann die zuständige Behörde einen 

längeren Zeitraum bis zur Einhaltung der Anforderungen der BVT-Schlussfolgerung 

bzw. ihrer ggf. vorliegenden nationalen Umsetzung festlegen, wenn wegen techni-

scher Merkmale der betroffenen Anlage unverhältnismäßig wäre. 

Eine konsultative Beteiligung des MU wird in diesen Fällen empfohlen. Über erteilte 

Ausnahmen ist das MU zu informieren.  

Bei der Zulassung von Ausnahmen bzw. bei Festlegung weniger strenger Emissi-

onsbegrenzungen ist die Vollzugsempfehlung des LAI für den einheitlichen Umgang 
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mit Ausnahmen bei Raffinerien im Allgemeinen zu berücksichtigen. 

Link zur Veröffentlichung der LAI: 

https://www.lai-immissionsschutz.de/documents/vollzugsempfehlungen-ausnahmen-

raffinerien_2_1542808974.pdf  

 

 

 

 

Im Auftrage 

 


